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1 8 3 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes.

1 8 3 . Kundmachung der Bundesregierung
v o m 22 . Juli 1952 über die Wiederverlaut-
barung des Lebensmittelbewirtschaftungsge-

setzes, BGBl. N r . 28 /1948 .

Artikel 1.

(1) Auf Grund des Wiederverlautbarungs-
gesetzes vom 12. Juni 1947, BGBl. Nr . 114,
wird in der Anlage das Bundesgesetz vom 18. De-
zember 1947, BGBl. N r . 28/1948, betreffend
die Bewirtschaftung von Lebensmitteln, Tieren,
tierischen Erzeugnissen sowie sonstigen landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen (Lebensmittelbewirt-
schaftungsgesetz), unter Berücksichtigung der
Änderungen und Ergänzungen verlautbart, die
sich aus dem Bundesgesetz vom 4. April 1951,
BGBl. Nr . 107, über die Wiederinkraftsetzung
des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes, BGBl.
N r . 28/1948, sowie aus dem Bundesgesetz vom
27. Mai 1952, BGBl. Nr . 115, womit die Gel-
tungsdauer des Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetzes verlängert wird, ergeben.

(2) Folgende Bestimmungen werden als nicht
mehr geltend festgestellt: § 1 Abs. 2, § 4, § 8,
§ 9, § 11 Abs. 3, § 12 und § 15 Abs. 2. (BGBl.
Nr. 107/1951, Art. I.)

(3) Der wiederverlautbarte Text ist unter Weg-
lassung der nicht mehr geltenden Paragraphen
(Abs. 2) durchgehend neu paragraphiert.

(4) Das neu verlautbarte Gesetz ist als „Le-
bensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952" zu be-
zeichnen.

Artikel 2.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Kolb Maisei Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

Anlage

Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz
1952.

§ 1. (1) Roggen, Weizen, Gerste, Hafer , deren
Gemenge, Mais, Kartoffeln, Zuckerrüben, Hü l sen -

früchte, Ölsaaten, Obst , Gemüse, Erzeugnisse
aus diesen, sowie Rinder , Kälber, Schweine,
Schafe, Pferde, Fleisch, Fleischwaren u n d sonstige
für die menschliche E r n ä h r u n g bes t immte P r o -
d u k t e aus diesen Tieren u n d Schlachtneben-
erzeugnisse sowie Milch, H ü h n e r - und En ten -
eier, ferner Saat- u n d Pflanzgut — im folgenden
W a r e n genann t — werden ohne Unterschied, ob
diese W a r e n im Inlande erzeugt oder aus dem
Auslande eingeführt werden, auf G r u n d der Be-
s t immungen dieses Bundesgesetzes bewirtschaftet,
wenn u n d soweit Bewirtschaftungsmaßnahmen
durch A n o r d n u n g (§ 5) getroffen werden.

(2) Lebensmit te l , T iere , tierische Erzeugnisse
sowie sonstige landwirtschaftliche Erzeugnisse,
die aus dem Auslande eingeführt werden, un t e r -
liegen den Best immungen dieses Bundesgesetzes,
auch w e n n sie in Abs. 1 nicht genannt sind.
Ausländische Fu t te rmi t t e l jedoch unterl iegen
nicht der Bewirtschaftung auf G r u n d dieses Bun-
desgesetzes. (BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 1.)

(3) Waren , die aus dem Ausland durch kar i ta-
tive Hilfsaktionen eingeführt und dem karitati-
ven Zweck zugeführt werden, unterliegen nicht
der Bewirtschaftung auf Grund dieses Bundes-
gesetzes. (BGBl. Nr. 107/1951, Art. 1 Z. 2.)

§ 2. Die Bewirtschaftung gemäß § 1 besteht
in folgendem:

1. Die landwirtschaftlichen Erzeugnisse sind
von den Erzeugern gegen Vergütung abzuliefern,
und zwar entweder

a) mit bestimmten Kontingenten, die nach
dem Ausmaß der mit bewirtschafteten Er-
zeugnissen bestellten Kulturflächen, nach
der Anzahl des Viehs oder nach anderen
Merkmalen festgesetzt werden, oder

b) zur Gänze, soweit sie nicht für den Eigen-
verbrauch, die Viehaufzucht im eigenen Be-
trieb oder für Anbau und Pflanzung ver-
wendet werden dürfen.

2. a) Die Ablieferung hat an bestimmte be-
fugte Aufkäufer zu erfolgen.

b) die Ware ist von diesen an besonders zu
bestimmende Verteilerstellen anzudienen.

3. Die Lager- und Vorratshaltung, die Fest-
stellung von Vorräten sowie die Erstattung von
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Meldungen hat nach Maßgabe besonderer Vor-
schriften zu erfolgen. Die Lagerung hat so zu
erfolgen, daß jeder Verderb hintangehalten wird.

4. Die Waren sind derart zu bearbeiten und zu
verarbeiten, daß der größtmögliche ernährungs-
wirtschaftliche Erfolg eintritt . Zu diesem Zwecke
können insbesondere Vorschriften über Vermah-
lung von Getreide oder Hülsenfrüchten, Herstel-
lung von Erzeugnissen aus Getreide oder Hülsen-
früchten, Herstellung von Brot, Backwaren sowie
Teigwaren, Fleischwaren, Milcherzeugnissen, Kar-
toffel- und Gartenbauerzeugnissen, Zuckerrüben-
erzeugnissen und anderen Erzeugnissen erlassen
werden. Ferner können den Verarbeitungsbetrie-
ben Abnahme-, Verarbeitungs- und Lieferungs-
pflichten sowie die Verpflichtung zur Führung
besonderer Aufzeichnungen auferlegt werden.

5. Soweit es für bestimmte Waren angeordnet
wird, dürfen diese

a) nur unter Einhaltung besonderer Trans-
portvorschriften und

b) nur über bestimmte Gruppen befugter Ver-
teiler sowie

c) nur unter Einhaltung besonderer Bestim-
mungen über Kennzeichnung und Beschaf-
fenheit (Gütevorschriften) in Verkehr ge-
setzt werden.

Bei Schlachtvieh können nähere Bestimmungen
über Schlachtwertklassen getroffen werden.

6. Soweit es durch besondere Vorschriften
angeordnet wird, kann

a) die Abgabe von Waren und der Bezug von
Waren an eine Bezugscheinpflicht gebunden
und

b) der Eigenverbrauch der Erzeuger Rege-
lungen unterworfen werden.

7. Soweit es im Interesse der Ernährungswirt-
schaft durch besondere Vorschriften angeordnet
wird, darf

a) die Einfuhr und
b) die Ausfuhr von Waren nu r unter Einhal-

tung besonderer Bedingungen durchgeführt
werden, unbeschadet der einschlägigen Be-
stimmungen des Außenhandelsverkehrs-
gesetzes vom 4. April 1951, BGBl. Nr . 105,
in der jeweils geltenden Fassung. (BGBl.
Nr. 107/1951, Art. I Z. 3.)

8. Für Waren können zum Ausgleich von
Preisdifferenzen Ausgleichsbeiträge vorgeschrieben
und gewährt werden, sofern sie

a) auf Verschiedenheiten der Transpor t - oder
Produktionskosten oder

b) der Inlandpreise gegenüber den Ausland-
preisen zurückzuführen sind.

9. Es kann bestimmt werden, daß Erzeuger
bestimmter Gebiete an bestimmte Be- und Ver-
arbeitungsbetriebe zu liefern und bestimmte Be-
und Verarbeitungsbetriebe aus bestimmten Er-
zeugungsgebieten zu beziehen verpflichtet sind.

§ 3. Durch Anordnung (§ 5) kann best immt
werden: Brotgetreide (Roggen, Weizen und
deren Gemenge) darf, soweit es nicht laut be-
hördlicher Feststellung für den menschlichen
Genuß ungeeignet ist, weder verfüttert noch mit
anderem Getreide oder mit Futtermitteln ver-
mischt oder zu solchen verarbeitet werden. Die
Verfütterung, Verarbeitung zu Futtermit teln
und Vermischung anderer landwirtschaftlicher
Erzeugnisse kann Beschränkungen unterworfen
werden.

(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 4.)

§ 4. (1) Durch Anordnung (§ 5) kann best immt
werden: Getreide (Roggen, Weizen, Gerste,
Hafer, Buchweizen, Hirse, Mais, Reis und deren
Gemenge) sowie Kartoffeln dürfen, soweit sie
nicht laut behördlicher Feststellung für den
menschlichen Genuß oder für Fütterungszwecke
ungeeignet sind, zur Herstellung von Branntwein
ohne besondere Genehmigung nicht verwendet
werden. (BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 5.)

(2) Die Herstellung von Branntwein aus
anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen kann
Beschränkungen unterworfen werden.

(3) Durch die Abs. 1 u n d 2 werden die Be-
s t immungen über das Brann twe inmonopo l nicht
berührt.

§ 5. Zur näheren Ausführung der Bestimmun-
gen der §§ 1 bis 4 dieses Bundesgesetzes werden
im Einklang mit den grundsätzlichen Beschlüs-
sen des Wirtschaftsdirektoriums der Bundes-
regierung (BGBl. Nr. 104/1951) Anordnungen
erlassen, die in der „Wiener Zeitung" kundzu-
machen sind und am dritten Tage nach ihrer
Kundmachung in Wirksamkeit treten, sofern
nicht in der Anordnung ein anderer Wirksam-
keitsbeginn festgesetzt ist.

(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 6.)

§ 6. Zur Erlassung dieser Anordnungen sind
zuständig:

a) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hinsichtlich Getreide, Ge-
treideerzeugnisse, Milch, Milcherzeugnisse,
Vieh, Fleisch, Fleischwaren, Futtermittel,
Saat- und Pflanzgut;

b) das Bundesministerium für Inneres hin-
sichtlich der industriell erzeugten Speise-
fette und Speiseöle sowie der dazu erforder-
lichen ausländischen Rohstoffe, ferner hin-
sichtlich Zucker, Zuckerwaren sowie Kolo-
nialwaren (einschließlich Reis) und der Er-
zeugnisse daraus;

c) die beiden obgenannten Bundesministerien
gemeinsam hinsichtlich Brot, Backwaren,
Teigwaren, Schmalz, Speck (Filz), Talg und
hinsichtlich aller übrigen unter die Bestim-
mungen des § 1 fallenden Waren;
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d) die beiden obgenannten Bundesministerien
gemeinsam im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen hinsicht-
lich der Maßnahmen gemäß § 4.

(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I 2. 7.)

§ 7. Rechtsgeschäfte, die gegen die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes und der auf Grund
dieses Bundesgesetzes ergangenen Anordnungen
verstoßen, sind nichtig.

§ 8. (1) Jedermann ist verpflichtet, den mit der
Bewirtschaftung befaßten Behörden auf Verlan-
gen jene Nachweisungen und Auskünfte zu er-
teilen, die zur Durchführung der Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen erforderlich sind, und nach
Maßgabe der zu erlassenden Vorschriften bei der
Durchführung der Bewirtschaftungsvorschriften
mitzuwirken.

(2) Die Inhaber von Betrieben, die die nach
diesem Bundesgesetz bewirtschafteten "Waren er-
zeugen, be- und verarbeiten, mit ihnen Handel
treiben oder sie sonst verteilen und transpor-
tieren, sind überdies verpflichtet, den mit der
Durchführung dieses Bundesgesetzes sowie der
auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen An-
ordnungen befaßten Behörden und Stellen über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz und Warenstand Aus-
kunft zu geben und deren entsprechend ausge-
wiesenen Organen die Besichtigung und Prüfung
der Betriebe sowie die Einsichtnahme in die
Wirtschafts- und Geschäftsaufzeichnungen zu ge-
statten.

§ 9. (1) Die Bundesministerien für Land- und
Forstwirtschaft und für Inneres können die ihnen
gemäß § 6 zustehenden Befugnisse auf nachgeord-
nete Behörden übertragen.

(2) Bei der Durchführung von Maßnahmen auf
Grund dieses Bundesgesetzes können zur Mit-
wirkung herangezogen werden:

a) der Getreideausgleichsfonds (BGBl. Nr. 168/
1950) in Angelegenheiten, die Roggen,
Weizen, Gerste, Hafer, Mais, Hülsen-
früchte und Erzeugnisse aus diesen Waren
sowie Brot, Backwaren und Teigwaren be-
treffen;

b) der Milchwirtschaftsfonds (BGBl. Nr. 167/
1950) in Angelegenheiten, die Milch,
Milcherzeugnisse, Ölsaaten, Pflanzenfette,
Öle und Eier betreffen;

c) der Viehverkehrsfonds (BGBl. Nr. 169/
1950) in Angelegenheiten, die Rinder,
Kälber, Schweine, Schafe, Pferde, Fleisch,
Fleischwaren, Schmalz, Speck (Filz), Talg
und Schlachtnebenerzeugnisse betreffen.

(3) Im Falle des Abs. 2 unters tehen die d o r t
genannten Fonds

in Angelegenheiten des § 6 lit. a dem Wei-
sungs- u n d Aufsichtsrecht des Bundesministeriums
für Land- u n d Forstwirtschaft,

in Angelegenheiten des § 6 lit. b dem Wei -
sungs- und Aufsichtsrecht des Bundesministeriums
für Inneres und

in Angelegenheiten des § 6 lit. c dem gemein-
samen Weisungs- und Aufsichtsrecht der beiden
genannten Bundesministerien.

(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I 2. 8.)

§ 10. (1) Die zur Durchführung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes erforderlichen
Schriften u n d Amtshandlungen sind von Bun-
desverwaltungsabgaben befreit.

(2) Falls bei der Durchführung von Maßnah-
men auf Grund dieses Bundesgesetzes die im § 9
Abs. 2 genannten Fonds zur Mitwirkung heran-
gezogen werden, können die gemäß § 6 zustän-
digen Bundesministerien zur Deckung der den
Fonds durch ihre Mitwirkung erwachsenden
Kosten diesen die Einhebung von Kostenbei-
trägen durch Anordnung (§ 5) bewilligen. Die
Höhe der Kostenbeiträge ist in einem Prozent-
satz vom Umsatz oder vom W e r t der durch die
Mitwirkung der Fonds erfaßten Waren oder in
festen Beträgen zu bestimmen. Hiebei darf der
Prozentsatz nicht mehr als 1 vom H u n d e r t und
der feste Betrag im Einzelfall nicht mehr als
100 S betragen.

(3) Die Einhebung und Eintreibung der Kosten-
beiträge gemäß Abs. 2 hat nach den entsprechen-
den Bestimmungen der Bundesgesetze BGBl.
N r . 167/1950 (Milchwirtschaftsgesetz), N r . 168/
1950 (Getreidewirtschaftsgesetz) und N r . 169/
1950 (Viehverkehrsgesetz) zu erfolgen.

(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 9.)

§ 11. Über t re tungen der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes sowie Zuwiderhandlungen gegen
die auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangenen
Bewirtschaftungsmaßnahmen werden, sofern nicht
ein gerichtlich zu ahndender Tatbestand vor-
liegt, von der örtlich zuständigen Bezirksver-
waltungsbehörde (im Amtsbereich einer Bundes-
polizeibehörde von dieser) als Verwaltungsüber-
t re tung mi t Arrest bis zu drei Monaten oder mi t
Geldstrafe bis zu 20.000 S bestraft, auch wenn
es beim Versuch geblieben ist. Bei erschwerenden
Umständen können diese Strafen auch neben-
einander verhängt werden. Überdies können die
den Gegenstand der strafbaren Handlung bil-
denden, dem Täter oder einem Mitschuldigen
gehörigen Sachen oder ihr Erlös für verfallen
erklärt werden. Auf den Verfall dieser Gegen-
stände kann auch selbständig, wenn keine be-
st immte Person verfolgt oder bestraft werden
kann, e rkannt werden. (BGBl. Nr. 107/1951,
Art. 1 2. 10.)
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§ 12. (1) Alle vor dem 27. April 1945 ergan-
genen wie immer gearteten allgemein verbind-
lichen Vorschriften zur Regelung der Bewirt-
schaftung auf dem Gebiete der Ernährung und
Landwirtschaft sind am 30. April 1948 außer
Kraft getreten, sofern sie nicht schon vorher
durch Neuregelungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes ersetzt worden waren.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes in seiner ursprünglichen Fassung haben
am 1. Jänner 1948 ihre Wirksamkeit verloren:

a) das Gesetz vom 5. September 1945, StGBl.
Nr . 158, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft,
betreffend Zucht- und Nutztiere, und

b) das Gesetz vom 18. Oktober 1945, StGBl.
Nr . 202, über zeitweise Beschränkung der
Ausgabe von Mahlkarten.

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 30. Juni
1953 außer Kraft. (BGBl. Nr. 115/1952, Art. I.)

(2) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung am 1. Jänner 1948 in Kraft ge-
treten. Die durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr . 107/1951 vorgenommenen Änderungen sind
am 22. Mai 1951 in Kraft getreten. (BGBl.
Nr. 107/1951, Art. II.)

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die Bundesministerien für Inneres und für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
den beteiligten Bundesministerien betraut.
(BGBl. Nr. 107/1951, Art. I Z. 12.)


